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Bericht über das Ergebnis der Anhörung vom 28. Juli 2009 betreffend das Protokoll 
zur Änderung des Doppelbesteuerungsabkommens mit Österreich auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
 
Vor Antragstellung an den Bundesrat zur Unterzeichnung des Protokolls zur Änderung des 
Doppelbesteuerungsabkommens zwischen der Schweiz und Österreich erhielten die Kanto-
ne und interessierten Wirtschaftsverbände am 28. Juli 2009 die Gelegenheit, sich zum Ent-
wurf des Protokolls zu äussern. Innerhalb der gesetzten Frist nicht erfolgende Stellungnah-
men wurden als stillschweigende Genehmigung des Abkommensentwurfs in Aussicht ge-
stellt. 
 
 
Die folgenden Wirtschaftsverbände und Organisationen wurden für die Anhörung ange-
schrieben: 

− Economie suisse 

− Swissbanking 

− Swissholdings, Verband der Industrie- und Dienstleistungskonzerne in der Schweiz 

− Schweizerischer Gewerbeverband 

− Schweizerischer Arbeitgeberverband 

− Schweizerischer Bauernverband 

− Schweizerischer Gewerkschaftsbund 

− Kaufmännischer Verband Schweiz 

− Travail Suisse 

− Anwaltsverband 

− Treuhandkammer 

− Treuhand Suisse 

− Verein Schweiz. Maschinenindustrieller 

− Transit- und Welthandel 

− Verein Schweizerischer Unternehmen in Deutschland 

− Swiss American Chamber of Commerce 

 
Ebenfalls zur Stellungnahme eingeladen wurde Swiss International Airlines. 
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Ergebnis der Anhörung 
 
Einzig die Kantone Bern, Jura, Solothurn, St. Gallen und Zürich haben Stellung genom-
men. Die Kantone Jura und Solothurn waren mit dem Protokollentwurf einverstanden.  
 
Der Kanton Bern hat den Abschluss des Protokolls nicht abgelehnt. Er machte jedoch gel-
tend, dass das vorgesehene Schiedsverfahren Grund für eine Kürzung der Frist zur gütlichen 
Einigung zwischen den zuständigen Behörden wäre. Die Erstreckung der nach dem OECD 
Musterabkommen vorgesehenen Frist von 2 Jahren sein nicht gerechtfertigt. Er äusserte zu-
dem Zweifel, ob die in Artikel 26 Absatz 5 vorgesehene Möglichkeit zur Abweichung vom in-
nerstaatlichen Recht als rechtliche Grundlage genügt. 
 
Der Kanton St. Gallen wandte sich nicht gegen den Abschluss des Protokolls. Er machte 
jedoch unter Hinweis auf seine Stellungnahme zum Protokoll mit Dänemark darauf aufmerk-
sam, dass hinsichtlich des steuerlichen Informationsaustausches noch verschiedene Fragen 
im innerstaatlichen Recht der Schweiz zu klären sind.  
 
Der Kanton Zürich hatte nichts einzuwenden gegen den Abschluss des Abkommens. Er be-
grüsste die Einschränkung der Amtshilfe auf Steuern, die unter das Abkommen fallen und 
die im Protokoll festgehaltenen Anforderungen an das Ersuchen. Er wies jedoch auf Proble-
me hin, die sich bei Ersuchen ergeben können, die sich nicht auf Informationen gemäss Ab-
satz 5 beziehen. Der erweiterte Informationsaustausch könne sich negativ auf die Bereit-
schaft der Steuerpflichtigen zur Information der Steuerbehörden auswirken, da die Unterla-
gen im Steuerdossier dem Informationsaustausch in jedem Fall zugänglich sind. 
 
Von den Wirtschaftsverbänden haben sich Economie suisse, Swissbanking und die Treu-
handkammer zum Abkommensentwurf geäussert. Economie suisse und die Treuhand-
kammer haben den Abschluss des Protokolls begrüsst. 
 
Swissbanking hat den Abkommensentwurf insgesamt gutgeheissen. Sie hat unter Hinweis 
auf ihre bisherigen Stellungnahmen gewünscht, dass die Botschaft des Bundesrates zum 
Informationsaustausch möglichst detailliert ausfällt und hat darauf hingewiesen, dass Fragen 
hinsichtlich der Durchführung der neuen schweizerischen Politik in diesem Bereich noch der 
Regelung im innerstaatlichen Recht bedürfen.  

 

 
 


